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KOMMISSION ZUR ORDNUNG DES 
DIÖZESANEN ARBEITSVERTRAGSRECHTS 

 

ORDNUNG ÜBER PRÄVENTIONSMAßNAHMEN 
GEGEN SEXUALISIERTE GEWALT UND DEN UMGANG MIT SEXUELLEM 

MISSBRAUCH IN DER DIÖZESE ROTTENBURG-STUTTGART 
(OPMs-DRS) 

Informationen aus der Bistums-KODA zum Beschluss vom 01.12.20211 
 
1. Regelungszuständigkeit für Präventionsmaßnahmen 
Die Bistums-KODA ist für die arbeitsvertragsrechtlichen Regelungen von 
Präventionsmaßnahmen im Bereich der angestellten Beschäftigten (Vorlage eines erweiterten 
Führungszeugnisses, Selbstauskunft, Fortbildungen, Verhaltenskodex) zuständig. 
  
2. Regelungsinhalte der OPs-DRS 
Die OPs-DRS gliedert sich in mehrere Abschnitte.  
Abschnitt I: hier erfolgt eine Klarstellung des Geltungsbereichs der Bistums-KODA-Ordnung. 
Abschnitt II:  betrifft ausschließlich die Beschäftigten, die zur Vorlage eines erweiterten 

Führungszeugnisses nach dem Bundeszentralregistergesetz (BZRG) verpflichtet 
sind. 

Abschnitt III: wendet sich an alle Beschäftigten im Geltungsbereich der Bistums-KODA- 
Ordnung. 

Abschnitt IV: wendet sich an alle Beschäftigten im Geltungsbereich der Bistums-KODA- 
Ordnung. 

Abschnitt V: hier erfolgt eine Klarstellung hinsichtlich der Normenhierarchie im Verhältnis zu    
den bereits bestehenden Bischöflichen Regelungen. 

 
3. Regelungsübersicht 
 

Regelung alle Beschäftigten vorlagepflichtige 
Beschäftigte 

bestimmte 
Berufsgruppen 

Geltung der Ordnung, 
§ 1 

ja ja ja 

Vorlagepflicht 
Führungszeugnis, 
§ 2 Absatz 1 und 2 

nein ja ja 

Vermutung der 
Vorlagepflicht, 

§ 2 Absatz 3 

nein nein ja 

Befreiung bei Vorlagepflicht, 
§ 2 Absatz 4 

 nein ja 

Verpflichtung zur 
Selbstauskunft, 

§ 4 

nein ja ja 

Verhaltenskodex, 
§ 5 

ja ja ja 

                                                 
1
 veröffentlicht im Kirchlichen Amtsblatt Nr. 4/2022 
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Anspruch auf Fortbildungen, 
§ 5 Absatz 1 Satz 1 

ja ja ja 

Verpflichtung zur 
Fortbildung, 

§ 5 Absatz 1 Satz 2 

ja ja ja 

Umsetzung der Ordnung für 
den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger 

und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener 
durch Kleriker oder sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen 

Dienst der DRS 

ja ja ja 

 

4. Vorlageverfahren erweitertes Führungszeugnis 

Die Ordnung regelt das Vorlageverfahren wie folgt: 

a) Vorlagefrist, § 2 Absatz 5: alle 5 Jahre, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

b) Ausschließliche Zuständigkeit, § 3 Absatz 1: personalverwaltende Stellen (z. B. Abteilung 
Personalverwaltung im BO, Verwaltungszentren). 

c) Aufforderungsschreiben, § 2 Absatz 4 Satz 2: durch die personalverwaltende Stelle an die 
Beschäftigten mit tatsächlicher, offensichtlicher  bzw. vermuteter Vorlagepflicht. 

d) Hinweis auf Befreiungsmöglichkeit durch den Dienstgeber. 

e) Gegebenenfalls Einzelfallprüfung einer Nichtvorlagepflicht durch den direkten 
Dienstvorgesetzten, § 2 Absatz 4   ANTRAG! 

f) Beantragung des erweiterten Führungszeugnisses bei der zuständigen Behörde durch den 
Beschäftigten; Wegezeit ist Arbeitszeit, § 2 Absatz 6 Satz 2. 

g) Vorlage des Führungszeugnisses bei der zuständigen personalverwaltenden Stelle (z. B. 
Abteilung Personalverwaltung im BO, Verwaltungszentren). 

h) Einsichtnahme und Ablage durch die zuständige personalverwaltende Stelle (z. B. Abteilung 
Personalverwaltung im BO, Verwaltungszentren) nach den datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen, § 3. 

i) Einreichung der Kosten beim Dienstgeber, § 2 Absatz 6 Satz 1. 

 
5. Selbstauskunftserklärung 
Vorlagepflichtige Beschäftigte haben, sofern erforderlich, die Selbstauskunftserklärung nach 
der Anlage A zu unterzeichnen. 
 
6. Verhaltenskodex 
Bei Fehlen eines einrichtungsbezogenen Verhaltenskodexes kann der Dienstgeber von den 
Beschäftigten die Unterzeichnung des Musterverhaltenskodexes der Anlage B verlangen. 
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7. Umsetzung der Ordnung der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker oder sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst der DRS 
Die oben genannte Ordnung ist wie folgt umzusetzen: 

a)  Alle Beschäftigten haben unverzüglich die zuständige Person der Leitungsebene der 
Institution, bei der sie beschäftigt sind, oder die beauftragte Ansprechperson über einen 
Tatsachen begründeten Verdacht im Sinne der Nr. 2 der Ordnung, der ihnen im 
dienstlichen Kontext zur Kenntnis gelangt ist, zu informieren. 

b) Wird ein/e Beschäftigte/r einer Tat nach der Nr. 2 der Ordnung beschuldigt, kann er im 
Falle einer Anhörung durch den Dienstgeber nach Nr. 26 der Ordnung eine Person seiner 
Vertrauens, auf Wunsch auch einen Rechtsanwalt hinzuziehen. Hierauf die/der Beschäftige 
vor der Anhörung hinzuweisen. Stellt sich im Anhörungsverfahren heraus, dass die 
Beschuldigung unbegründet ist, hat der Dienstgeber die im Rahmen des Verfahrens 
entstandenen Kosten zu tragen.  

c)  Die Anhörung der/des Beschäftigten ist zu protokollieren. Die/der Beschäftigte hat das 
Recht, das Protokoll einzusehen und gegenzuzeichnen oder eine Gegendarstellung 
abzugeben. Die/der Beschäftigte erhält eine Kopie des Protokolls. 

d)  Auch der/dem Beschuldigten Beschäftigten gegenüber besteht die Pflicht zur Fürsorge. 
Sie/er steht bis zum Beweis des Gegenteils unter Unschuldsvermutung. Liegen tatsächliche 
Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vor, ist der Dienstgeber berechtigt, die/den 
Beschäftigten nach erfolgter Anhörung vorübergehend unter Fortzahlung seines Entgelts 
vom Dienst freizustellen, bis der Sachverhalt aufgeklärt ist. 

e)  Der Dienstgeber ist für den Fall, dass sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht als 
unbegründet erweist, im Einvernehmen mit der/dem Beschäftigten verpflichtet, auf eine 
vollständige Rehabilitation hinzuwirken und alles zu tun, was den fälschlich beschuldigten 
Beschäftigten rehabilitiert und schützt. Stellt sich nach gründlicher Prüfung eine 
Beschuldigung oder ein Verdacht als unbegründet heraus, ist dies vom Dienstgeber in der 
Personalakte schriftlich festzuhalten. Dazu gehören: 

 eine kurze Sachverhaltsschilderung 

 das Ergebnis der Untersuchung 

 die wesentlichen Punkte, auf welche sich die Unbegründetheit stützt. 

Diese Unterlagen sind mit besonderer Sicherung zu verwahren, die besonderen 
Zugriffsrechte sind zu regeln. Auf Antrag der/des Beschäftigten ist eine vollständige 
Abschrift dieser Unterlagen auszuhändigen. Auf Antrag des Beschäftigten sind im Fall der 
Unbegründetheit der Beschuldigung Unterlagen, die im Zusammenhang mit der 
Beschuldigung oder dem Verdacht stehen zu entfernen und zu vernichten. 
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8. Hinweise: 
Bei den erläuterten arbeitsvertraglichen Regelungen handelt es sich um ein insgesamt 
hochkomplexes Regelungswerk. Die vorstehenden Informationen können lediglich allgemein 
verständliche Hinweise zu den Auswirkungen des KODA‐Beschlusses geben und sind 
keinesfalls vollständig. Ansprüche können nur unter Berufung auf die durch den Bischof in 
Kraft gesetzten und im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlichten Beschlusstexte geltend gemacht 
werden. 


